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Wahlprüfstein von: Vertreter:innen der Bundesvertretung der Medizinstudierenden in 
Deutschland (bvmd) und die Medizinstudierenden der Universitätsmedizin Mainz 
Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 14.03.2026 
 
1. Anforderungen an junge Ärzt:innen & die ärztliche/medizinische Ausbildung 
Welche fachlichen, sozialen und organisatorischen Kompetenzen erwarten Sie von jun-
gen Ärzt:innen im Berufsalltag und welche konkreten strukturellen Voraussetzungen in 
Studium und Praktischem Jahr sind aus Ihrer Sicht notwendig, um diese Kompetenzen 
zuverlässig zu vermitteln? 
 
Die Anforderungen bestehen in erster Linie aus Kenntnis und sicheren Anwenden der evi-
denzbasierten Medizin. Therapien müssen medizinisch sinnvoll sein, die Wirtschaftlichkeit 
darf hier nicht an erster Stelle stehen. Von unwissenschaftlichen und damit teilweise den 
Patient*innen gefährdeten Therapien distanzieren wir uns klar, dies sollte sich auch in der 
medizinischen Ausbildung wiederspiegeln - viele Universitäten haben Homöopathie auf dem 
Lehrplan, was wir nicht unterstützen. Zudem wollen wir, dass im Lehrplan Frauengesundheit 
und geschlechterspezifischen Wissen mehr Berücksichtigung finden, z.B. zu Schwanger-
schaftsabbrüchen oder Endometriose. 
Wichtig sind uns zudem soziale Kompetenzen, um eine erhöhte Sensibilität für andere Le-
bensrealitäten und eine respektvolle weltoffene Grundhaltung zu fördern. Dieser Punkt ver-
dient mehr Aufmerksamkeit im Studium und PJ, wo wenig Platz für Veranstaltungen bleibt, 
die sich z.B. mit dem Vorbeugen von Diskriminierung von Patient*innen beschäftigen.  
Ein weiterer wichtiger Bereich sind für uns Arbeits- und Studiumsbedingungen: Das Arbeits-
pensum ist für Ärzte derzeit sehr hoch und sollte auf mehr Schultern verteilt werden, was 
unserer Meinung nach langfristig nur durch das Schaffen zusätzlicher Studienplätze und der 
Verschärfung von Arbeitsschutz gewährleistet werden kann. Wir wollen eine gesetzlich vor-
geschriebene Personalbemessung mit verbindlichen Kontrollen und Refinanzierungen. Und 
wir wollen eine zweite medizinische Hochschule in RLP sowie den NC als Zulassung zum 
Medizinstudium überdenken. Sollte uns der Landtagseinzug gelingen, hoffen wir, hierzu mit 
Ihnen in Austausch zu treten und Ideen auszutauschen. Wichtig ist uns außerdem, insbeson-
dere Frauen für das Medizinstudium und den Frauenanteil sowohl in der Lehre an Hochschu-
len als auch in anderen medizinischen Berufszweigen zu erhöhen.  
 
 
2. Reform der ärztlichen Approbationsordnung 
Setzt sich Ihre Partei dafür ein, die seit 2002 bestehende ärztliche Approbationsordnung 
im Rahmen des „Masterplan Medizinstudium“ weiter zu reformieren? Falls ja: Welche 
konkreten Änderungen (insbesondere mit Blick auf das Praktische Jahr, Studienqualität, 
Arbeitszeit und Studierendenrechte) befürworten Sie? 
 
Der Masterplan Medizinstudium ist uns bekannt und eine Reform ist längst überfällig. Wir un-
terstützen besonders die kompetenzorientierten Änderungen im Curriculum sowie das 
Schaffen zusätzlicher Lehrkrankenhäuser. Insgesamt sind wir an Ihrer Ansicht interessiert 
und würden gerne für weitere Reformvorschläge mit Ihnen in den Austausch gehen. 
 
3. Finanzierung des Medizinstudiums 
Wie wollen Sie eine ausreichende, dauerhafte und verlässliche Finanzierung des Medi-
zinstudiums sicherstellen? Ein besonderes Augenmerk liegt hier auf der Aufwandsent-
schädigung im Praktischen Jahr: Medizinstudierende im Praktischen Jahr leisten eine 
Vollzeittätigkeit von häufig 40 – 60 Stunden pro Woche. Welche konkrete monatliche 
Aufwandsentschädigung halten Sie für angemessen? 
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⁠Die Linke fordert ein Bafög für alle Studierende, das nicht unterhalb der Armutsgefähr-
dungsgrenze liegen darf. Für das PJ wollen wir eine faire Vergütung, es muss mindestens  
in Höhe des BAfög-Höchstsatzes liegen, jedoch streben wir mehr eine Entlohnung nach 
Mindestlohn an. Dass Studierende neben ihrer Vollzeittätigkeit im Krankenhaus einen zu-
sätzlichen Nebenjob aufnehmen müssen, ist nicht tragbar. Hier braucht es klare Erhöhungen 
und einheitliche Ausbildungsstandards. 
 
 
4. Krankheitstage im PJ 
Derzeit stehen PJ-Studierenden insgesamt 30 Fehltage zur Verfügung, unabhängig von 
Krankheit, Urlaub oder anderen Gründen. Unterstützt Ihre Partei die Einführung zusätzli-
cher Krankheitstage im Praktischen Jahr? Bitte begründen Sie Ihre Entscheidung kurz. 
 
Die aktuelle Regelung ist absolut inakzeptabel, PJler*innen müssen bzgl. Krankheitstagen 
dieselben Rechte haben wie jede*r andere Arbeitnehmer*in auch, denn sonst droht eine Un-
gleichbehandlung. Sollten ganze Ausbildungsabschnitte durch Krankheit verpasst werden, 
sollten sie unkompliziert nachgeholt werden dürfen, ohne dass sich das 3. Staatsexamen um 
mehr als diesen nachgeholten Abschnitt verzögert. Auch für PJler*innen als studentische 
Beschäftigte gilt: Sie müssen tarifvertraglich abgesichert werden. 
 
5. Qualität der Lehre im Praktischen Jahr 
Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei, um sicherzustellen, dass im Praktischen 
Jahr tatsächlich flächendeckend eine verbindliche, qualitativ hochwertige ärztliche 
Lehre stattfindet (z. B. Lehrverpflichtungen, Freistellungen/Vergütung für die Durchfüh-
rung von Lehrveranstaltungen, Evaluation, konkrete Ansprechpersonen, Sanktionen bei 
Nichteinhaltung)? 
 
Wichtig ist uns, dass PJler*innen nicht mit einfachen Routinetätigkeiten abgespeist werden, 
sondern angemessen auf Ihr Berufsleben vorbereitet werden. Zudem halten wir die Etablie-
rung einheitlicher Standards, an denen auch Student*innenvertretungen mitarbeiten sollen, 
für wesentlich. Auch hier sind wir für weitere Vorschläge von Ihnen offen.   
 
6. Zukunftsfähigkeit des Gesundheitssystems & Bindung junger Ärzt:innen 
Viele Mediziner:innen überlegen nach Vollendung des Studiums oder der Facharztweiter-
bildung aus diversen Gründen ins Ausland abzuwandern oder nicht in der direkten Ge-
sundheitsversorgung zu arbeiten. Welche konkreten gesundheitspolitischen Maßnah-
men verfolgt Ihre Partei, um junge Medizinstudierende und Ärzt:innen langfristig im ärzt-
lichen Beruf und in der Patient:innenenversorgung zu halten – insbesondere im Hinblick 
auf Arbeitsbedingungen, Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Weiterbildungsmög-
lichkeiten? 
 
Wir wollen eine gesetzlich vorgeschriebene Personalbemessung mit verbindlichen Kontrol-
len und Refinanzierungen, die für mehr Personal sorgen soll. Wir sind für die Rücknahme von 
Ausgliederungen und Privatisierungen im Gesundheitswesen, was zum Lohndumping ge-
führt hat und Deutschland für Fachkräfte zunehmend unattraktiv macht.  
Grundsätzlich wollen wir Krankenhäuser in öffentliche Hand bringen, weg vom Fallpauscha-
len-System und hin zur Orientierung nach Bedarf. Das wird auch zum Bürokratieabbau füh-
ren – Ärzte sollen unter guten Arbeitsbedingungen sich um Patient*innen kümmern können 
und nicht ein Krankenhaus wie ein gewinnorientiertes Unternehmen führen müssen. Insbe-
sondere auf dem Land wollen wir kommunale Behandlungszentren aufbauen, in denen ver-
schiedene medizinische Fachkräfte sich gemeinsam um Patient*innen kümmern sowie eine 
solidarische Krankenversicherung, in die alle einzahlen – all das wird nachhaltig auch die Si-
tuation für angehende Ärzte sowie für Therapeut*innen und das Gesundheitspersonal ver-
bessern.   
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7. Entbürokratisierung und Digitalisierung 
Ärzt:innen verbringen einen erheblichen Teil ihrer Arbeitszeit mit Dokumentation. Wel-
che konkreten Maßnahmen zur Entbürokratisierung und Digitalisierung plant Ihre Partei, 
um Ärzt:innen und Medizinstudierende spürbar zu entlasten? 
Wie soll sichergestellt werden, dass Digitalisierung tatsächlich Zeit für Patient:innen und 
Lehre schafft? 
 
Aus- und Aufbau digitaler Infrastrukturen ist ein wichtiger Punkt in unserem Wahlprogramm, 
der auch das Gesundheitswesen betrifft. Dadurch soll es effektiver und effizienter werden. 
Mehr Personal, wie oben beschrieben, würde zu einer auch bürokratischen Entlastung füh-
ren, hierfür müsste man spezifisch dafür ausgebildete Arbeitskräfte einsetzen, damit das 
ärztliche Personal sich auf den medizinischen Teil der Arbeit fokussieren kann. 
Zuletzt möchten wir erwähnen, dass wir einen Direktzugang von Patient*innen zu Thera-
peut*innen befürworten und auch hierhin eine bürokratische Erleichterung sehen. 
 
 
8. Hausärztliche Versorgung im ländlichen Raum 
Welche konkreten Anreize und strukturellen Veränderungen plant Ihre Partei, abgesehen 
von bereits bestehenden Ansätzen (Quoten), um die hausärztliche Versorgung im ländli-
chen Raum zu sichern und diese Tätigkeit insbesondere für junge Ärzt:innen attraktiv zu 
gestalten? 
 
Unternehmen sollen verpflichtet werden, sich im ländlichen Raum an der Schaffung von öf-
fentlichem Wohnraum zu beteiligen, etwa an Wohnheimplätzen für unter anderem Famulan-
ten und PJler*innen, die hierdurch vermehrt im ländlichen Raum ausgebildet werden können. 
Grundsätzlich wollen wir im ländlichen Raum gravierend in die Infrastruktur investieren, da-
mit die Lebensqualität steigt und ländlicher Raum attraktiv wird.  
Zudem wollen eine sektorenübergreifende medizinische Versorgung und stehen daher einer 
Verbinnung von ambulanter und stationärer Medizin insbesondere auf dem Land positiv ge-
genüber. Wir sehen hier ein Problem in den Zulassungsbeschränkungen für sämtliche Kas-
senarztsitze, die nun die Nachfolge für Haus- und Fachärzt*innen im Rentenalter erschwe-
ren – eine sektorenübergreifende medizinische Versorgung kann daher wirksam sein gegen 
den Ärztemangel auf dem Land. 
 
9. Studienplatzzahlen und Studienplatzvergabe 
Wie positioniert sich Ihre Partei zur Anzahl der Medizinstudienplätze in Rheinland-Pfalz 
und dem Ausbau der medizinischen Lehre nach Trier und Koblenz? Welche Veränderun-
gen bei Studienplatzvergabe, Kapazitäten oder Studienbedingungen halten Sie für not-
wendig, um dem Fachkräftemangel nachhaltig zu begegnen und der steigenden Anzahl 
an Student:innen gerecht zu werden? 
 
Den Ausbau der medizinischen Lehre, insbesondere nach Trier und Koblenz, unterstützen 
wir vehement, allgemein müssen deutlich mehr Lehrkrankenhäuser und Medizinstudien-
plätze geschaffen werden. Der Zugang zum Studium soll allen Interessenten erleichtert wer-
den, so wie es Mainz schon mit dem möglichen Zugang ohne Abitur vormacht. Wir wollen ein 
Mentoringprogramm für Studierende aus Nichtakademikerfamilien einführen, damit das Me-
dizinstudium nicht zur sozialen Selektion beiträgt. 
 
10. Wahlentscheidung 
Warum sollten Medizinstudierende und junge Ärzt:innen in Rheinland-Pfalz bei der Land-
tagswahl 2026 Ihrer Partei ihre Stimme geben? Bitte beziehen Sie sich dabei auch auf 
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Ihre Positionen zu Ausbildung, Arbeitsbedingungen und Zukunftsperspektiven im ärztli-
chen Beruf. 
 
Die Gesundheitsversorgung in Rheinland-Pfalz zählt für uns neben der Wohnpolitik zum 
wichtigsten Landtagswahlthema. Die Linke RLP steht für eine Gesundheitspolitik, die das 
Wohl der Patient*innen in den Fokus nimmt und nicht die Gewinnorientierung von Kranken-
hauskonzernen. Hier setzen wir auf die öffentliche Hand sowie tiefgreifende Reformen, die 
zum Ziel die Beendigung des 2-Klassen-Systems haben – bzw. des 3-Klassen-System, be-
rücksichtig man die Menschen ohne Krankenversicherung mit. Wesentlich ist uns hierbei die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen aller im Krankenhaus tätigen – von der Ärztin über 
die Pflegefachkraft bis hin zum Cafeteria-Angestellten. Wir sind der Überzeugung, dass Stu-
dierende sich für das Fach Medizin entscheiden, weil sie für die Gesundheit von Patient*in-
nen da sein wollen – genau dafür wollen wir die Bedingungen schaffen. 


